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// Im Blickpunkth

Mit den gleichlautenden L�ndererlassen zur Bewertung des Betriebsverm�gens und von Anteilen an Kapitalgesellschaf-

ten f�r Zwecke der Erbschaft-/Schenkungsteuer und den praktischen Auswirkungen befasst sich Neufang. Er kommt zu

dem Ergebnis, dass das vereinfachte Ertragswertverfahren entgegen der Intention des Gesetzgebers in vielen F�llen nicht

anwendbar ist. Auch bestehe die Gefahr der �berbesteuerung, die nur durch den Nachweis eines niedrigeren gemeinen

Werts abgewendet werden kann – f�r Steuerberater ein neues Bet�tigungsfeld.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: § 8b Abs. 4 S. 2 Nr. 2 KStG 1999/2002

verst�ßt nicht gegen Normenklarheitsgebot

DerBFHhatdurchUrteil vom18.3.2009– IR37/08

–entschieden:DieR�ckausnahmedes§ 8bAbs. 4

S. 2 Nr. 2 KStG 1999/2002 in den Fassungen des

UntStFG und des sog. Korb II-Gesetzes setzt vo-

raus, dasswederdie inHs. 1 definiertennegativen

Tatbestandsmerkmale noch das inHs. 2 definierte

negative Tatbestandsmerkmal vorliegen. Letzte-

res umfasst auch den Fall, dass die durch einen

nicht von § 8bAbs. 2 KStG 1999/2002 beg�nstig-

ten Steuerpflichtigen eingebrachte Beteiligung

im Rahmen einer Bargr�ndung entstanden ist.

DieRegelungenverstießennichtgegendasGebot

derNormenklarheit.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2003-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 2.9.2009)

BFH: Begr�ndung eines gewerblichen

Grundst�ckshandels

Der BFH hat durch Urteil vom 24.6.2009 – X R 36/

06 – entschieden: Die Einbringung eines Grund-

st�cks in eine vom Steuerpflichtigen beherrschte

GmbH vor Fertigstellung des Geb�udes ist bei

der Beurteilung eines gewerblichen Grund-

st�ckshandels als Anhaltspunkt f�r das Vorliegen

einer unbedingten Ver�ußerungsabsicht heran-

zuziehen. Der Gewinn, der anl�sslich der Einbrin-

gung eines Grundst�ckshandelsbetriebs in eine

GmbH entsteht, ist aufgrund der Rechtsgrund-

s�tze zum gewerblichen Grundst�ckshandel ge-

werbesteuerbar und -pflichtig. Nach den Um-

st�nden des Streitfalls hat der Kl�ger von Anfang

an beabsichtigt, die erworbene Wohnung zu tei-

len, um anschließend die neu entstandenen

Wohnungen zu ver�ußern. Das Grundst�ck habe

deshalb ab dem Erwerb zum Umlaufverm�gen

eines gewerblichen Grundst�ckshandels geh�rt

und sei im Wege der Einbringung an die be-

herrschte GmbH ver�ußert worden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2003-2

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 9.9.2009)

BFH: Keine Differenzbesteuerung bei

unzutreffend differenzbesteuerter

Vorlieferung

Der BFH hat durch Urteil vom 23.4.2009 – V R

52/07 – entschieden: Ein Wiederverk�ufer kann

nicht die Differenzbesteuerung nach § 25a

Abs. 1 Nr. 2 S. 2 Buchst. b UStG bzw. Art. 26a der

Richtlinie 77/388/EWG f�r die Weiterver�uße-

rung eines Gegenstands beanspruchen, wenn er

den Gegenstand von einem Unternehmer er-

worben hat, der f�r diese Lieferung zu Unrecht

die Differenzbesteuerung angewendet hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2003-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Durchf�hrung von Kanutouren f�r

Schulklassen nicht umsatzsteuerbefreit

Der BFH hat durch Urteil vom 12.5.2009 – V R 35/

07 – entschieden: Die Durchf�hrung von Kanu-

touren f�r Schulklassen ist nicht gem § 4 Nr. 23

UStG von der Umsatzsteuer befreit. Es handele

sich nicht um eine „Aufnahme“ der Jugendlichen

f�r Erziehungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungs-

zwecke im Sinne dieser Vorschrift, wenn die Ge-

samtverantwortung bei den Lehrern verbleibt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2003-4

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 9.9.2009)

BFH:HinzurechnungsteuerfreierEink�nfte

zurBemessungsgrundlagederKirchensteuer

Der BFH hat durch Urteil vom 1.7.2009 – I R 76/

08 – entschieden: Die Hinzurechnung von nach

dem sog. Halbeink�nfteverfahren steuerfreien

Eink�nften zur Bemessungsgrundlage der in Ba-

den-W�rttemberg erhobenen Kirchensteuer

kann nicht durch Verrechnung mit im betreffen-

den Veranlagungszeitraum nicht verbrauchten

Verlustvortr�gen neutralisiert werden.

Der Umstand, dass den Kl�gern f�r das Streitjahr

noch nicht durch Verrechnung verbrauchte Ver-

lustvortr�ge zur Verf�gung gestanden haben,

f�hrt nicht zu einer Reduzierung der Kirchensteu-

er. Verlustvortr�ge gem�ß § 10d EStG 2002 ver-

ringern die Bemessungsgrundlage der Zuschlag-

steuern nur insoweit, als sie mit dem Gesamtbe-

trag der Eink�nfte verrechnet werden und damit

das nach § 2 Abs. 5 EStG 2002 zu versteuernde

Einkommen als Ausgangsgr�ße der Berechnung

der Zuschlagsteuern gem�ß § 51a Abs. 2 EStG

2002mindern. Eine weiter gehende Verwendung

von Verlustvortr�gen f�r Zwecke der Zuschlag-

steuern sieht das Gesetz nicht vor. Das Fehlen ei-

ner Verrechnungsm�glichkeit verst�ßt nicht ge-

gen den allgemeinen Gleichheitssatz.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2003-5

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungen
BMF: Entfernungspauschalen ab 2007

Das BMF hat sich im Schreiben vom 31.8.2009 –

IV C 5 – S 2351/09/10002 – ausf�hrlich zu den

praktischen Auswirkungen des Gesetzes zur

Fortf�hrung der Gesetzeslage 2006 bei der Ent-

fernungspauschale (BGBl. I 2009, 774) ge�ußert

und durch Praxisbeispiele erl�utert, so z. B. auch

bei Fahrgemeinschaften, bei Benutzung ver-

schiedener Verkehrsmittel, mehreren Wegen an

einem Arbeitstag oder bei mehreren Dienstver-

h�ltnissen oder bei doppelter Haushaltsf�hrung.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-2003-6

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
EU-Kommission: Bericht �ber

Steuerr�ckforderungen angenommen

Die EU-Kommission hat am 4.9.2009 einen Be-

richt �ber das �bereinkommen bei der gegensei-

tigen Unterst�tzung von Steuerr�ckforderungen

angenommen. Die Beitreibung der Steuerforde-

rungen betrifft bestimmte Angaben, Z�lle, Steu-

ern und weitere zwischen 2005 und 2008 festge-

setzte Maßnahmen. Laut Statistik steigen die Be-

tr�ge anrechenbarer Steuern, die durch die ge-

genseitige Unterst�tzung zwischen den EU-

Mitgliedstaaten als erstattungsf�hig anerkannt

wurden. Die Betr�ge stiegen sogar um das Sechs-

fache zwischen 2003 und 2008. Dennoch weisen

die bisher erstatteten Betr�ge eine erstaunlich

niedrige Rate im Verh�ltnis zu der von den Mit-

gliedsl�ndern geforderten Erstattung auf.
(PM EU-Kommission vom 4.9.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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